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Fairer Wettbewerb im Onlinehandel –
Amazon im Fokus des Kartellrechts

Seit Jahren w�chst der Onlinehandel st�rker als
der station�re Einzelhandel; allein 2018 um
10 %. Knapp die H�lfte des E-Commerce-Um-
satzes in Deutschland wurde von Amazon er-
wirtschaftet. Die eine H�lfte davon durch eige-
ne Produkte, die andere �ber den Amazon
Marketplace. Amazons virtueller Marktplatz
hat sich zur zentralen Vertriebsplattform f�r
kleine und mittelgroße H�ndler entwickelt.
F�r sie ist der Marktplatz Fluch und Segen zu-
gleich.
Einerseits erlangen sie �ber amazon.de eine
Reichweite, die weder mit einem eigenen On-
lineshop noch �ber andere Portale erreichbar

ist. Investitionen in Marketing, Zah-
lungs-, Liefer- und Kundendienste
werden weitgehend entbehrlich.
Amazons Marktplatz ist omnipr�-
sent.

Andererseits verlangt Amazon H�nd-
lern auch immer mehr ab. Sich seiner
zentralen Stellung voll bewusst, be-
stimmt Amazon einseitig die Kondi-
tionen. H�ndler b�ßen so nicht nur

die direkte Gesch�ftsbeziehung zu Endkunden
ein. Sie verlieren zunehmend die gesamte
Kontrolle �ber den Onlinevertrieb.

So richtig Sprengstoff bekommt die Beziehung
aber erst durch Amazons eigene Angebote. Mit
dem Eigenhandel erzielt Amazon hçhere Mar-
gen als mit dem Marktplatz. Daraus resultieren
Anreiz und F�higkeit zugleich, K�ufer auf
amazon.de zum Erwerb der eigenen Produkte
zu verleiten und erfolgreiche Produkte exter-
ner H�ndler ins eigene Sortiment zu �berneh-
men. Seit Jahren beschweren sich Marktplatz-
h�ndler, dass Amazon sie im Wettbewerb ge-
gen�ber Endkunden unfair behandelt. Allein
das Bundeskartellamt erhielt Stand 2018 �ber
70 Beschwerden.

Im Herbst 2018 haben das Bundeskartellamt
und die Europ�ische Kommission nun endlich
reagiert. Nahezu gleichzeitig leiteten sie Un-
tersuchungen gegen Amazon ein. Das Bundes-
kartellamt konzentriert sich auf die Kartell-
rechtskonformit�t bestimmter Gesch�ftsbe-
dingungen und damit zusammenh�ngender
Verhaltensweisen. Neben Gerichtsstand- und
Rechtswahlklauseln stehen u. a. Regeln zu Pro-
duktrezensionen, intransparente K�ndigun-
gen, irregul�re Zahlungspraktiken und Sper-
rungen von H�ndlerkonten auf dem Pr�fstand.
Insoweit greift das Amt klassische Kriterien
der Missbrauchskontrolle auf. Vçlliges Neu-
land betreffen dagegen die Fragestellungen
der Europ�ischen Kommission: Hat Amazon
Verkaufsdaten, die es �ber den Marketplace

sammelt, unzul�ssig f�r die Verbesserung des
eigenen Angebots als Onlineh�ndler einge-
setzt? Welche gesammelten H�ndlerdaten,
z. B. �ber die (durchschnittlichen) Preise, ver-
kauften Mengen oder gew�hrten Rabatte benç-
tigt Amazon wirklich, um die Funktion seines
Marketplaces als Intermedi�r zwischen K�u-
fern und H�ndlern zu erf�llen? Welche Daten
verwendet Amazon demgegen�ber gegen oder
ohne den Willen der H�ndler, nur um eigene
Konkurrenzprodukte zu platzieren und (g�ns-
tiger) zu bepreisen?
Beide Untersuchungen zeigen ein sich aus
der �konomie von Intermedi�ren ergebendes

Dilemma. Zun�chst profitieren die verschie-
denen Nutzergruppen (hier: K�ufer und
H�ndler) vom Wachstum einer Plattform.
Mehr H�ndler locken mehr K�ufer an, mehr
K�ufer ziehen mehr H�ndler auf die Platt-
form usw. Gibt der Intermedi�r diese positi-
ven (indirekten) Netzwerkeffekte an die Nut-
zer weiter, kann eine Konzentration der
Nachfrage auf einen Intermedi�r volkswirt-
schaftlich vorteilhaft sein. Das Blatt wendet
sich aber, sobald die Plattform beginnt, die
durch die Konzentration begr�ndeten Abh�n-
gigkeiten auszubeuten, indem Nutzern unan-
gemessene Konditionen abverlangt werden.
So ging Google etwa dazu �ber, nahezu alle
kommerziellen Suchanfragen zu verauktio-
nieren und auf den Verzicht von Immaterial-
g�terrechten zu bestehen. Facebook sammel-
te und verwertete plçtzlich mehr Daten, als
Nutzern bewusst und recht war. Und Ama-
zon zwingt nun H�ndlern Konditionen auf,
die sie bei anderen Gesch�ftspartnern nie ak-
zeptieren w�rden.
Betrachtet man die zahlreichen Erscheinungs-
formen der Verzerrung des Wettbewerbs im
Digitalbereich, ist ein Einschreiten auch des
Gesetzgebers �berf�llig. Sowohl die europ�-
ische Plattform-zu-Business Verordnung als
auch die 10. GWB-Novelle sollen u. a. kleine
und mittlere Unternehmen besser vor unfairen
Bedingungen marktstarker Intermedi�re
sch�tzen. Eine Exportwirtschaft wie Deutsch-
land kann auch kaum tatenlos zusehen, wie
Vertriebsplattformen einseitig die Wettbe-
werbsbedingungen ganzer Industriezweige
vorgeben und dank çkonomisch kaum noch
angreifbarer Flaschenhalspositionen einen
Großteil der Margen mit Mitteln abschçpfen,
die sie bei Wettbewerb nicht durchsetzen
kçnnten. Das gilt nicht nur, aber besonders
dann, wenn diese Plattformen aus dem Aus-
land agieren und nur ein Bruchteil der abge-
schçpften Ums�tze in die heimische Wirt-
schaft zur�ckfließt.
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